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Neuer Druck 
gegen altes Unrecht
Berufsverbote-Initiative bekommt Rückenwind aus der GEW
UZ: Die neue Vorsitzende der Landes-
verbandes NRW der Gewerkschaft Er-
ziehung und Wissenschaft (GEW), Mai-
ke Finnern, hat kürzlich massive Kritik 
an den Berufsverboten geübt. Warum 
sind Radikalenerlass und Berufsverbo-
te noch Jahrzehnte nach lhrer Einfüh-
rung durch die SPD und deren dama-
ligen Bundeskanzler Willy Brandt ein 
Thema?

Uwe Koopmann: Die Geschichte die-
ses Themas ist voller Widersprüche. Es 
gab nicht in jedem Bundesland Berufs-
verbote. Zum Beispiel im Saarland. An 
anderer Stelle wurden sie sehr selektiv 
praktiziert. Zum Beispiel an Prof. Dr. 
Horst Holzer (DKP) in Bremen, nicht 
aber in Bayern. Andere Fälle aus dem 
K-Bereich gingen in Bremen – wenigs-
tens zeitweilig – über die Klinge. SPD-
Politiker standen den CDU-Scharfma-
chern in nichts nach.

Selbst die Reihen der Gewerkschaf-
ten waren nicht geschlossen gegen die 
Berufsverbote. Ich erinnere mich nicht 
ohne eine gewisse Verbitterung daran, 
dass in der GEW Niedersachsen mein 
Antrag auf Rechtsschutz zur Bestrei-
tung der Prozesskosten abgelehnt wur-
de. Begründung: keine Chance. Aber es 
gab auch hier Gewerkschafter, die an-
ders gestrickt waren: Eckart Spoo, Vor-
sitzender der Deutschen Journalisten 
Union (dju) und Detlef Hensche (IG 
Medien) zeigten die Flagge der Solida-
rität gegenüber dem Antragsteller. Und 
die GEW Niedersachsen übernahm den 
Rechtsschutz doch noch. Das war letzt-
lich eine erneute politische Entschei-
dung, denn juristisch wurden beide Pro-
zesse nach dem herrschenden Rechts-
verständnis entschieden.

Vielleicht darf ich Deine Frage um-
drehen? Warum waren Radikalenerlass 
und Berufsverbote jahrzehntelang kein 
Thema? Weil sie genau dieses Ziel er-
reicht hatten. Schweigen – vergessen – 
sich arrangieren. Eine Zukunft an an-
derer Stelle suchen – und finden. Und 
das mag die Angst gewesen sein, seine 
Zukunft noch einmal zu verlieren. Die 
Wunden saßen tief, nicht nur materiell, 
auch psychisch bis zu Verzweiflung und 
suizidalem Verhängnis.

UZ: Du hast es bereits erwähnt: Auch 
Du selbst hast unter einem Berufsverbot 
gelitten. Kannst Du unseren Leserinnen 
und Lesern schildern, was Dir widerfah-
ren ist?

Uwe Koopmann: Zum politischen Rah-
men meines Berufsverbotes möchten 
ich zwei Angaben machen. Erstens hieß 
das Ausbildungsgymnasium, an dem ich 
in Oldenburg mein Referendariat absol-
vierte, damals noch „Hindenburg-Schu-
le“. Und der Ministerpräsident zu die-
ser Zeit war Ernst Albrecht, CDU, Vater 
der derzeitigen Kriegsministerin Ursula 
Gertrud von der Leyen. Er regierte von 
1976 bis 1990 in Hannover. Unter sei-
ner Ägide begann mein Berufsverbot im 
Jahr 1977. Nach seiner Ablösung durch 
das Kabinett Schröder I im Jahr 1990 en-
dete 1992 auch das Berufsverbot.

Was meinen Leidensweg betrifft, so 
gab es die intendierte soziale Vernich-
tung vom vermeintlichen „Studienas-
sessor“ über den Lagerarbeiter zum 
Buchbinderhelfer. Dagegen stand die 
„Abfederung“ zum solidarisch gedul-
deten Redakteur in der Pressestelle 
der Carl-von-Ossietzky-Universität in 
Oldenburg. Eingruppiert wurde ich in 
BAT VI – BAT V, eine andere tarifmä-
ßige Angleichung war nicht möglich, 
denn eine „Regelanfrage zur Verfas-
sungstreue“ hätte zur Aufhebung des 
Arbeitsvertrags geführt. Der Kanzler 
Jürgen Lüthje und eine ganz Reihe von 
Uni-Präsidenten wussten, wem sie drei 
Türen weiter politisches Asyl geboten 
hatten. Für diese Solidarität gilt ihnen 
auch heute noch mein Dank.

Diese Solidarität ist vor dem Hin-
tergrund zu sehen, dass Oldenburg eine 

Hochburg der Berufsverbieter war. Ich 
war bei weitem kein Einzelfall. Berufs-
verbote bekamen zuweilen den Status 
des Alltäglichen. Der Landtagsabge-
ordnete Josef Dierkes, CDU, überzog 
mich mit einem Prozess wegen Belei-
digung, weil ich ihn in Bezug auf die 
Berufsverbote zu dicht in die Nähe von 
Joseph Goebbels gerückt hatte. Der 
Prozess fand Aufmerksamkeit – weil 
ich ihn gewann. In erster Instanz. Da-
nach intervenierte die CDU in Person 
des Generalstaatsanwalts. Vorsorglich 
hatten die Genossinnen und Genossen 
zum neuen Verfahren eine Mütze in 
den Gerichtssaal mitgebracht, um das 
erwartete „Bußgeld“ einzusammeln. 
Der Richter allerdings mochte das Bar-
geld nicht annehmen. Wir hatten unse-
ren Spaß. Und der glühende Antikom-

munist Josef Dierkes hatte scheinbar 
seine Satisfaktion.

Passend zu dieser politisch-juris-
tischen Melange gehörte, dass das 
Berufsverbot juristisch nie aufgeho-
ben wurde. Meine Urteile beim Ver-
waltungsgericht Oldenburg und dem 
Oberverwaltungsbericht Lüneburg 
wurden nie kassiert. In diesen Instan-
zen und im damaligen Kulturministe-
rium blieb es dabei, dass ich zumindest 
Sympathisant der DKP sei und dies-
bezüglich Zweifel meines Dienstherrn 
nicht ausräumen konnte.

UZ: Aber kommt die Forderung der 
GEW dann nicht etwas spät? Hät-
te man von den Gewerkschaften nicht 
von vornherein mehr Widerstand gegen 
die Ausgrenzung und Kriminalisierung 
zehntausender Menschen erwarten müs-
sen?

Uwe Koopmann: Die Forderung der 
GEW kam nicht zu spät. Ich kann die 
Gewerkschaft, meine Gewerkschaft, 
schlecht kritisieren, wenn aus dem 
Kreis der Betroffenen nicht früher 
Engagement kommt. Ich möchte es 
wirklich positiver sehen: Es gab etliche 
Konferenzen der GEW in Frankfurt, 
in Göttingen, in Kassel und an ande-
ren Orten. Unsere Kräfte und Möglich-
keiten wurden analysiert. Es entstand, 
was viele Jahre fehlte, eine erneute Auf-
bruchstimmung.

UZ: Bereits 2013 hatte die GEW in 
NRW den Versuch unternommen, die 
damalige Landesregierung dazu zu be-
wegen, im Sinne der Opfer der Berufs-
verbote tätig zu werden. Was ist aus der 
Initiative geworden?

Uwe Koopmann: Das war  – ehrlich 
gesagt – ein Rohrkrepierer. Uns war 
von der SPD ein Landtagsabgeordne-
ter ans Herz gelegt worden, der für uns 
aktiv werden wollte. Aber da kam trotz 
mehrfacher Bitten nichts. Vielleicht lag 
die Ursache in parteiinternen Zerwürf-
nissen. Mehr Wohlwollen gab es aus 

der Fraktion der Grünen. Hochkarä-
tig – aber ausbaufähig …

UZ: Und daher startet Ihr nun diesen 
neuen Anlauf?

Uwe Koopmann: Es gibt in der Tat 
mehr Bereitschaft. Wir denken bis in 
die Regierung hinein. Bis in die FDP. 
Unsere Erinnerung reicht zurück bis zu 
Hinrich Enderlein, der als FDP-Land-
tagsabgeordneter in Baden-Württem-
berg gegen die Berufsverbote kämpfte. 
Unvergessen die Veröffentlichung mit 
Horst Bethge und Richard Bünemann 
unter dem Titel „Die Zerstörung der 
Demokratie durch Berufsverbote“, die 
1982 bei Pahl-Rugenstein erschien.

UZ: Fordert Ihr nur Eure Rehabilitie-
rung oder auch eine finanzielle Wieder-
gutmachung?

Uwe Koopmann: Wir haben das dis-
kutiert. Kontrovers. Die Rehabilitie-
rung ist für alle unverzichtbar. Vor der 
Forderung der finanziellen Wiedergut-
machung warnte uns schon die SPD 
im Landtag von Düsseldorf. Aber die 
GEW macht uns da durchaus Mut.

UZ: Aber warum geht Ihr nun davon 
aus, dass sich die amtierende Landesre-
gierung, die diesmal von CDU und FDP 
gestellt wird, nun gesprächsbereiter zei-
gen wird als damals SPD und Bündnis 
90/Die Grünen?

Uwe Koopmann: Wer kämpft, der kann 
verlieren, aber wer nicht kämpft, der 
hat schon verloren – das ist eine alte 
Gewerkschaftsweisheit. Dieses dicke 
Brett haben wir fest im Schraubstock. 
Bohren müssen wir noch.

UZ: Berufsverbote gab es im gesamten 
Bundesgebiet. Warum ist die Landesre-
gierung der richtige Ansprechpartner 
für Euch. Wäre eine bundesweite Initia-
tive nicht ratsamer?

Uwe Koopmann: Auch hier zeigt sich, 
dass wir ein föderales System haben. 
Niedersachsen ist ein großartiges Vor-
bild im Kampf gegen die Berufsverbo-
te. Ministerpräsident ist Stephan Weil, 
SPD, CDU-Minister umrahmen ihn. 
Baden-Württemberg hat mit einem 
Grünen-Ministerpräsidenten einen 
vehementen Berufsverbieter an der 
Spitze des Kabinetts. Hessen hat seine 
Dauerfehde mit Silvia Gingold, Bayern 
liegt mit CSU und Freien Wählern am 
Ende. Da ist es sinnvoll, die einzelnen 
Bundesländer differenziert zu betrach-
ten.

UZ: Jüngere Menschen verbinden Be-
rufsverbote nicht selten mit der DDR 
und kämen im Traum nicht darauf, wie 
es um das Recht auf freie Berufswahl 
und Meinungsfreiheit in der Bundesre-
publik bestellt war. Wie kann die Erin-
nerung an das BRD-Unrecht wachge-
halten werden?

Uwe Koopmann: Wir besuchen mit un-
serer sehr informativen Ausstellung die 
einzelnen Bundesländer, um in Volks-
hochschulen, bei Gewerkschaften, in 
Parteien aufzuklären. In Schulen infor-
mieren wir. Wir haben auch eine eng-
lische Fassung, die im Ausland erfolg-
reich eingesetzt wird. Die Resonanz, 
die Diskussionen beflügeln uns.
 Das Gespräch führte Markus Bernhardt

Uwe Koopmann engagiert sich in der 
DKP Düsseldorf und kämpft unter 
anderem gemeinsam mit der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) gegen Berufsverbote.

Unter www.berufsverbote.de gibt 
es Hintergründe, Presseberichte 
und aktuelle Informationen zu Ver-
anstaltungen und Aktivitäten in 
Sachen Berufsverbote aus den ver-
schiedenen Bundesländern sowie 
Informationen zur Ausstellung „Ver-
gessene‘ Geschichte“ , die sich mit 
den Berufsverboten befasst.

Lehren aus Hamburg
Treffen der NRW-Pflegebündnisse in Duisburg
Aus Dortmund, Düsseldorf, Essen, 
Köln, Oberhausen, Münster und Reck-
linghausen trafen sich Vertreterinnen 
und Vertreter von Pflegebündnissen 
am Montag zu einer Beratung in Duis-
burg, um über die bisherige Arbeit zu 
berichten und weitere Schritte zu pla-
nen. Dabei geht es vor allem darum zu 
prüfen, unter welchen Voraussetzungen 
ein Volksbegehren oder eine Volksini-
tiative in NRW gestartet werden könn-
te. Erfreulich war die Mitteilung einer 
Kollegin aus Recklinghausen, dass dort 
in Kürze ein örtliches Bündnis gegrün-
det werde.

In den Berichten über die bisherige 
Arbeit der Bündnisse wurde deutlich, 
dass einige von ihnen zum Beispiel mit 
der Unterstützung der Streiks an den 
Uni-Kliniken einen Höhepunkt ihrer 
Aktivitäten erreicht haben, während 
andere noch im Aufbau begriffen sind. 
Übereinstimmend wurde die Unter-
stützung der Bündnis-Arbeit durch die 
örtlichen Vorstände des DGB und ver.
di – mit wenigen Ausnahmen – gewür-
digt. Von den Gewerkschaften werden 
dem Bündnis unter anderem Räume 
und weitere logistische Unterstützung 
zur Verfügung gestellt. Weitere Ge-
werkschaften seien an der Arbeit der 
örtlichen Bündnisse interessiert. Insge-
samt wurde der Stand der Arbeit und 
die Entwicklung der Bündnisse positiv 
eingeschätzt und das Fazit lautete: „Wir 
werden weitermachen!“

In der Diskussion wurde unter an-
derem die Frage des Selbstverständnis-
ses und der Aufgaben der Pflegebünd-
nisse beraten. Dabei wurde deutlich, 

dass die Bündnisse keine Konkurrenz 
zu ver.di darstellen und auch keine ge-
werkschaftlichen Aufgaben wahrneh-
men können. Ihr Schwerpunkt soll in 
der Unterstützung der gewerkschaft-
lichen Aktionen zur Verbesserung der 
Situation in der Pflege und in der Auf-
klärungsarbeit in der Öffentlichkeit 
liegen. Wichtig sei dabei aber auch das 
Hineinwirken in die Krankenhäuser 
und übrigen Einrichtungen des Ge-
sundheitswesens: Eine Kontaktauf-
nahme und Zusammenarbeit mit be-
trieblichen Gremien – Betriebsräten, 
Personalräten und Vertrauensleuten – 
und natürlich mit den Beschäftigten sei 
notwendig.

Unter welchen Voraussetzungen ein 
Volksbegehren oder eine Volksinitiati-
ve in NRW möglich ist, will das Bünd-
nis auf einem weiteren Treffen im Juli 
abschließend einschätzen. Es bedürfe 
zuvor einer sorgfältigen Prüfung aller 
politischen, juristischen und organisa-
torischen Notwendigkeiten. Insbeson-
dere sollen die Gründe für die gericht-
liche Zurückweisung des Hamburger 
Volksbegehrens und die dann schon 
vorliegenden Entscheidungsgründe 
des Gerichts zum bayerischen Volks-
begehren in die Beratung einbezogen 
werden.

Angestrebt wird die Festigung der 
Zusammenarbeit der NRW-Bündnis-
se. Vereinbart wurde der Aufbau einer 
gemeinsamen Webseite. Zudem sollen 
die facebook-Auftritte koordiniert und 
von den örtlichen Bündnissen gestaltet 
werden.
 Udo Stunz

Schadstoffe belasten
Klagewelle gegen den Bayer-Konzern
Für den deutschen Bayer-Konzern rei-
ßen die Hiobsbotschaften im Zusam-
menhang mit der Übernahme des US-
Konkurrenten Monsanto nicht ab. 
Während in den Vereinigten Staaten in-
zwischen rund 13 400 Klagen gegen die 
US-Tochterfirma anhängig sind, verklag-
te Anfang Juni erstmals ein Bürger Aus-
traliens – ein Gärtner aus der Stadt Mel-
bourne – den deutschen Chemiekonzern. 
Bei der Klage geht es wie auch in den 
USA um das mutmaßlich krebserregen-
de Herbizid Roundup, das den umstritte-
nen Wirkstoff Glyphosat enthält. 

Die Klage basiere auf „Urteilen zu 
Roundup in den Vereinigten Staaten“, 
wo zuletzt Mitte Mai einem krebskran-
ken Ehepaar ein Schadensersatz von 
mehr als zwei Milliarden US-Dollar 
zugesprochen wurde. Schon zuvor sei-
en bei ähnlich gelagerten Fällen zwei 
krebskranken Klägern Schadensersatz-
zahlungen von insgesamt 160 Millionen 
US-Dollar zugesprochen worden. Der 
Bayer-Konzern habe zwar Berufung 
eingelegt, doch deute der bisherige 
Prozessgang darauf hin, dass es letztlich 
zu einem für Bayer „teuren Vergleich“ 
kommen wird. 

Ende Mai wurde zudem bekannt, 
dass nun auch die Stadt Los Angeles 
gegen Bayer-Monsanto vor Gericht 
zieht. Diesmal wird Bayer wegen Um-
weltschäden verklagt, die Monsanto 
während der Produktion der Chemi-
kalie PCB vor mehr als 40 Jahren ver-
ursacht haben soll. Zwischen 1935 und 
1977 war Monsanto der einzige US-
Hersteller von PCB, dessen Einsatz 
aufgrund schwerer Gesundheits- und 
Umweltschäden 1979 verboten wurde. 
In Deutschland erfolgte das Verbot erst 
1989. 

PCB gehört zu den Schadstoffen, 
die eine lang anhaltende Wirkung in 
den Ökosystemen entfalten und des-
halb immer noch schwere Schäden her-
vorbringen. Der Stoff steht unter an-
derem im Verdacht, krebserregend zu 
sein, das Immunsystem zu schwächen 
und die Fruchtbarkeit männlicher Tiere 
zu verringern. 

Für weitere Negativschlagzeilen in 
den Vereinigten Staaten sorgt eine in 
dieser Woche publizierte Studie, die das 

Monsanto-Herbizid Glyphosat in zahl-
reichen Nahrungsmitteln nachweist, die 
für den Verzehr durch Kinder vermark-
tet werden. Die von der „Environmen-
tal Working Group“ (EWG) durch-
geführte Studie konnte etwa in allen 
Frühstücksflocken und Müsliriegeln 
des Herstellers General Mills die mut-
maßlich krebserregende Zutat des Bay-
er-Monsanto-Konzerns feststellen. Von 
den 21 getesteten Kinderprodukten 
wiesen nur vier ein Glyphosat-Niveau 
auf, das die EWG als unbedenklich für 
die Gesundheit von Kindern einstufte. 
Die neue Studie deckt sich laut EWG 
weitgehend mit den Ergebnissen ähn-
licher Untersuchungen vom Juli und 
vom Oktober 2018. Sie belegt somit, 
dass „auf Hafer basierende Nahrungs-
mittel auf unseren Supermarktregalen 
heute mit großer Wahrscheinlichkeit 
mit einer Dosis eines krebserregen-
den Herbizids versetzt“ seien, warnte 
EWG-Vizepräsidentin Olga Naidenko 
kürzlich anlässlich der Vorstellung der 
Studie. 

Glyphosat stellt das mit Abstand 
wichtigste und profitabelste Produkt 
der Bayer-Tochter Monsanto dar.

Angesichts der Prozesslawine und 
der immer wieder aufkommenden neu-
en Skandale regt sich in deutschen Wirt-
schaftsmedien inzwischen offene Kritik 
an der Führung des Bayer-Konzerns. Die 
Monsanto-Übernahme werde den deut-
schen Chemiekonzern auf Jahre hinaus 
belasten, da ein Ende der Klagewelle 
„beim besten Willen nicht abzusehen 
sei“, heißt es; das Unternehmen werde 
„einige Milliarden Euro“ bezahlen müs-
sen. Inzwischen gehe es nicht mehr „da-
rum, ob das passieren wird, sondern nur 
noch darum, wann es dazu kommt“. Die 
Führung des Bayer-Konzerns habe bei 
der Übernahme nicht berücksichtigt, 
dass Monsanto „in Teilen der amerikani-
schen Öffentlichkeit geradezu verhasst“ 
sei. Deshalb spiele inzwischen sogar ein 
„Altfall“ wie die PCB-Verseuchung um 
Los Angeles eine Rolle. Dabei sei der 
bisherige Klagestand wohl noch nicht 
das Ende der Fahnenstange: Es würden, 
heißt es, „wahrscheinlich noch viele an-
dere Dinge hochkommen“.
 german-foreign-policy.com


